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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

mit dem Steuerfortentwicklungsgesetz soll die steu-

erliche Freistellung des Existenzminimums für die Jah-

re 2024, 2025 und 2026 sichergestellt und eine Viel-

zahl von Entlastungen bei der Einkommensteuer um-

gesetzt werden. Weitere Regelungen zielen auf die 

Umsetzung von ersten Maßnahmen der „Wachstums-

initiative“ der Bundesregierung ab. Wir stellen Ihnen 

den Entwurf vor. Zudem beleuchten wir, was es mit der 

Zuteilung der Wirtschafts-Identifikationsnummer auf 

sich hat. Der Steuertipp ist der Arbeitnehmer-

Sparzulage und der Zulage für vermögenswirksame 

Leistungen gewidmet. 

GESETZGEBUNG 

Ab 2025 soll es spürbar mehr Netto vom Brutto ge-

ben 

Die Bundesregierung hat sich in ihren Haushaltsge-

sprächen darauf verständigt, die Bürger weiter zu ent-

lasten. Hierzu hat das Kabinett das Steuerfortent-

wicklungsgesetz auf den Weg gebracht, das ab 2025 

spürbar für Entlastungen sorgen soll. Auch Unterneh-

men und gemeinnützige Organisationen sollen profitie-

ren. Die geplanten Maßnahmen im Überblick: 

 Für 2025 und 2026 sollen die Grund- und Kinder-

freibeträge deutlich erhöht werden. Der steuerliche 

Grundfreibetrag - also das Einkommen, bis zu dem 

keine Einkommensteuer gezahlt werden muss - 

liegt aktuell bei 11.604 € und soll 2025 auf 12.084 € 

und 2026 auf 12.336 € steigen. Gleichzeitig soll 

auch der steuerliche Kinderfreibetrag angehoben 

werden - von aktuell 9.312 € auf 9.600 € im Jahr 

2025 und 9.756 € im Jahr 2026. 

 2025 und 2026 soll auch die Freigrenze beim Soli-

daritätszuschlag steigen und der Einkommen-

steuertarif - mit Ausnahme des „Reichensteuer-

satzes“ - erneut an die Inflation angepasst werden. 

Das bedeutet: Löhne und Gehälter werden nicht 

höher besteuert, wenn ihr Anstieg lediglich die hö-

heren Preise ausgleichen soll. 

 Das Kindergeld soll 2025 von 250 € auf 255 € mo-

natlich steigen, 2026 um weitere 4 € auf 259 €. 

 Für Unternehmen sollen Impulse durch verbesser-

te Abschreibungsmöglichkeiten und die Ausweitung 

der Forschungsförderung gesetzt werden. 

 Die Steuerklassenkombination III und V soll ab 

2030 abgeschafft und in das Faktorverfahren der 

Lohnsteuerklasse IV überführt werden. Das Split-

tingverfahren bleibt Ehe- und Lebenspartnern aber 

auch in Zukunft erhalten. Mit dem Faktorverfahren 

kann die steuermindernde Wirkung des Ehegatten-

splittings bereits beim monatlichen Lohnsteuerab-

zug individuell berücksichtigt werden. 

 Steuerbegünstigte Organisationen sollen sich 

künftig außerhalb ihres Zwecks gelegentlich zu ta-

gespolitischen Ereignissen äußern dürfen, ohne 

hierdurch ihre Steuerbegünstigung zu verlieren. 

Außerdem erhalten gemeinnützige Organisationen 

mehr Zeit, um ihre Mittel (z.B. Spenden) zu ver-

wenden, und mehr Flexibilität, wenn sie Photovolta-

ikanlagen anschaffen oder betreiben. 
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STEUERHINTERZIEHUNG 

111 Staaten tauschen Kontodaten aus 

Mittlerweile tauschen 111 Länder automatisch Informa-

tionen über Finanzkonten in Steuersachen aus. Grund-

lage ist das Finanzkonten-Informa-

tionsaustauschgesetz. Auf der Liste der teilnehmen-

den Länder stehen sämtliche EU-Mitgliedstaaten und 

zahlreiche Nicht-EU-Länder, die ebenfalls die Voraus-

setzungen für den automatischen Informationsaus-

tausch über Finanzkonten in Steuerangelegenheiten 

erfüllen. Erstmals sind jetzt Georgien, Kenia und Thai-

land dabei. 

Der automatische Datenaustausch für den Meldezeit-

raum 2023 erfolgt am 30.09.2024. Finanzinstitute müs-

sen Daten wie Kontonummer, Kontosaldo sowie Name, 

Adresse, Steuer-ID, steuerlichen Wohnsitz und Ge-

burtsdatum melden. 

Die deutschen Finanzinstitute übermitteln ihre Daten 

an das Bundeszentralamt für Steuern, anschließend 

folgt der elektronische Austausch mit anderen Staaten. 

Dadurch erhalten die jeweiligen Behörden aller geliste-

ten Staaten Informationen über mögliche Konten oder 

Transaktionen im Ausland. Deutschland erhält spie-

gelbildlich die Daten von den anderen teilnehmenden 

Staaten. Unbeschränkt steuerpflichtige Personen müs-

sen auch ausländische Einkünfte in ihrer Steuererklä-

rung angeben. 

Hinweis: Durch den Informationsaustausch steigt die 

Wahrscheinlichkeit, dass nicht angegebene Konten 

und damit verbundene verschwiegene Einkünfte ent-

deckt werden. Dies kann für die Betroffenen unange-

nehme Folgen haben - die Palette der Konsequenzen 

reicht von Steuernachzahlungen mit möglichen Zinsen 

bis zur strafrechtlichen Verfolgung wegen Steuerhin-

terziehung. Letzteres kann Geldstrafen und in schwer-

wiegenden Fällen sogar Freiheitsstrafen nach sich zie-

hen. Wer dem Fiskus bislang steuerpflichtige Aus-

landseinkünfte verschwiegen hat, kann unter bestimm-

ten Voraussetzungen mit einer Selbstanzeige ein 

Strafverfahren verhindern. Einkommensteuernachzah-

lungen und etwaige Zinsen werden aber dennoch fällig. 

Zu einer wirksamen strafbefreienden Selbstanzeige 

sollten Sie vorab unbedingt Rücksprache mit uns hal-

ten. 

STEUERERMÄSSIGUNG 

Umrüstung auf Wärmepumpen gilt als energeti-

sche Sanierung 

In immer mehr Wohnhäusern wird mit Wärmepumpen 

geheizt. Nach Angaben des Statistischen Bundesamts 

werden sie in fast 65 % der 2023 fertiggestellten 

Wohngebäude in Deutschland als überwiegende Ener-

giequelle zum Heizen genutzt. Vor allem in neu gebau-

ten Ein- und Zweifamilienhäusern kommen Wärme-

pumpen zum Einsatz: In fast 70 % davon wurden diese 

im Jahr 2023 als primäre Heizenergiequelle genutzt. 

Wer auf eine Wärmepumpe setzt, kann entweder staat-

liche Zuschüsse erhalten oder unter bestimmten Vor-

aussetzungen einen Teil der Kosten von der Einkom-

mensteuer absetzen. 

Der Einbau von Wärmepumpen in Neu- und Bestands-

bauten wird über Förderprogramme der Kreditanstalt 

für Wiederaufbau subventioniert. Der Fördersatz für 

Wärmepumpen liegt zwischen 30 % und maximal 

70 %. 

Wer in bestehenden Wohngebäuden auf eine Wärme-

pumpe als Heizquelle umsteigt, kann unter bestimmten 

Voraussetzungen eine Steuerermäßigung für energe-

tische Maßnahmen nutzen. Über drei Jahre verteilt las-

sen sich dann wie folgt Steuern sparen: Im Jahr des 

Abschlusses der Sanierungsmaßnahme sowie im da-

rauffolgenden Jahr ist eine Steuerermäßigung von je-

weils 7 % der Kosten möglich (jeweils höchstens 

14.000 €), im letzten Jahr nochmals eine Ermäßigung 

von 6 % der Kosten (höchstens 12.000 €). 

Die Steuerermäßigung für energetische Sanierungen 

ist an mehrere Voraussetzungen geknüpft. Zunächst 

greift sie nur bei einem „begünstigten Objekt“: Wer 

die Ausgaben steuerlich geltend machen möchte, 

muss Eigentümer des Gebäudes sein, es muss zu ei-

genen Wohnzwecken genutzt werden, in Deutschland 

oder in der EU stehen und bei Beginn der Maßnahme 

mindestens zehn Jahre alt sein. Zudem ist eine Be-

scheinigung des ausführenden Fachunternehmens 

nach amtlich vorgeschriebenem Muster notwendig, und 

Rechnungen dürfen nicht bar bezahlt werden. 

Hinweis: Wurden bereits zinsverbilligte Darlehen oder 

steuerfreie Zuschüsse für die energetische Sanierung 

gewährt oder ist die Maßnahme öffentlich gefördert, 

gibt es keine Steuerermäßigung mehr. 

ENTWURF 

Wirtschafts-Identifikationsnummer wird ab dem 

01.11.2024 vergeben 

Das Bundesfinanzministerium hat kürzlich den Entwurf 

einer Verordnung veröffentlicht, die die Zuteilung der 

Wirtschafts-Identifikationsnummern (W-IdNr.) an Un-

ternehmen aller Rechtsformen in Deutschland regelt. 

Die W-IdNr. wird auf Anforderung der zuständigen Fi-

nanzbehörde vom Bundeszentralamt für Steuern 

(BZSt) vergeben. Mit der W-IdNr. soll eine eindeutige 

Identifizierung im Besteuerungsverfahren sicherge-

stellt und die Kommunikation zwischen den wirtschaft-

lich Tätigen und den Behörden vereinfacht werden. 

Zudem wird die W-IdNr. perspektivisch als bundesein-

heitliche Wirtschaftsnummer gemäß dem Unterneh-

mensbasisdatenregistergesetz dienen. 
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Die Vergabe der W-IdNr. soll zum 01.11.2024 begin-

nen und in mehreren Stufen bis 2026 abgeschlossen 

sein. Die Nummer besteht aus den Buchstaben „DE“ 

gefolgt von neun Ziffern und übernimmt die Aufgaben 

der bisherigen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

(USt-IdNr.). Wer schon eine USt-IdNr. hat, soll diese 

ab dem 30.09.2024 auch als W-IdNr. verwenden kön-

nen. Wirtschaftlich Tätigen ohne USt-IdNr., aber mit 

umsatzsteuerlicher Erfassung (bzw. Befreiung als 

Kleinunternehmer) und ELSTER-Benutzerkonto wird 

das BZSt eine W-IdNr. zuweisen und elektronisch mit-

teilen. Alle anderen wirtschaftlich Tätigen erhalten ihre 

W-IdNr. später. 

Hinweis: Die Bundesregierung wird die Verordnung 

beschließen, nachdem der Bundesrat zugestimmt hat. 

GESELLSCHAFTER-GESCHÄFTSFÜHRER 

Nicht passivierte Tantiemeforderung löst keinen 

Zufluss aus 

Einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer 

fließen Einnahmen aus Tantiemeforderungen gegen-

über seiner GmbH bereits bei Fälligkeit als Arbeits-

lohn zu. Denn er hat es in der Hand, sich geschuldete 

Beträge auszahlen zu lassen. Das gilt zumindest dann, 

wenn der Anspruch eindeutig, unbestritten und fällig 

ist. Der Tantiemeanspruch wird mit der Feststellung 

des Jahresabschlusses fällig, sofern die Vertragspar-

teien nicht zivilrechtlich wirksam und fremdüblich im 

Anstellungsvertrag eine andere Fälligkeit vereinbart 

haben. 

Tantiemeforderungen, die in den festgestellten Jah-

resabschlüssen der GmbH nicht ausgewiesen sind, 

fließen dem beherrschenden Gesellschafter-

Geschäftsführer jedoch nicht zu. Das gilt laut Bundes-

finanzhof (BFH) abweichend von der Verwaltungsauf-

fassung auch dann, wenn eine entsprechende Verbind-

lichkeit nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 

Buchführung in den Jahresabschlüssen hätte gebildet 

werden müssen. 

Selbst ein entsprechender Pflichtverstoß vermag die 

Fälligkeit einer im festgestellten Jahresabschluss nicht 

enthaltenen Tantiemeforderung nach Ansicht des BFH 

nicht zu begründen. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob 

die fehlende Passivierung einer Verbindlichkeit einem 

Buchungsfehler geschuldet war. Entsprechendes gilt, 

wenn eine Bilanzierung aus anderen Gründen von 

vornherein nicht in Betracht kam - etwa weil die Tanti-

emezusage vor der Entstehung des Anspruchs einver-

nehmlich aufgehoben wurde. 

Etwas anderes gilt allerdings, wenn der Gesellschafter-

Geschäftsführer aus gesellschaftsrechtlichen Grün-

den auf bereits entstandene Tantiemeansprüche ver-

zichtet. Dies führt in Höhe der werthaltigen Forderung 

auch weiterhin zu einer verdeckten Einlage und zu-

gleich zu einem Zufluss von Arbeitslohn, und zwar 

auch dann, wenn die Gehaltsverbindlichkeit nicht pas-

siviert worden ist. 

BILANZIERUNG 

Wann eine Rückstellung für Alters-freizeit gebildet 

werden darf 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiedenen 

Fall hatte sich der Arbeitgeber zur Gewährung von Al-

tersfreizeit von zwei Tagen pro Jahr der Betriebszuge-

hörigkeit verpflichtet. Diese Verpflichtung stand unter 

den Bedingungen einer mindestens zehnjährigen Be-

triebszugehörigkeit des Arbeitsnehmers sowie der 

Vollendung dessen 60. Lebensjahres. Laut BFH hat 

der Arbeitgeber in diesem Fall eine Rückstellung für 

ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden. 

Voraussetzung für die Bildung einer Rückstellung für 

ungewisse Verbindlichkeiten ist das Bestehen einer nur 

ihrer Höhe nach ungewissen Verbindlichkeit sowie 

deren wirtschaftliche Verursachung in der Zeit vor dem 

Bilanzstichtag. Als weitere Voraussetzung muss der 

Arbeitgeber ernsthaft mit seiner Inanspruchnahme 

rechnen. Diese Voraussetzungen waren zur Überzeu-

gung des BFH im Streitfall erfüllt. 

BETRIEBSAUSGABEN 

Freigrenze für Geschenke wurde  

ab 2024 auf 50 € erhöht 

Das Wachstumschancengesetz hat eine Reihe wichti-

ger gesetzlicher Neuregelungen mit sich gebracht, die 

erstmals im jetzt laufenden Steuerjahr anzuwenden 

sind. Eine bedeutende Änderung betrifft Geschenke: 

Mit Wirkung zum 01.01.2024 wurde die Freigrenze für 

den Betriebsausgabenabzug von Geschenken von bis-

her 35 € auf 50 € angehoben. Vor diesem Hintergrund 

hat das Bundesfinanzministerium den Umsatzsteuer-

Anwendungserlass angepasst. 

EHRENAMTSPAUSCHALE 

Aufsichtsratstätigkeit bei  

kommunaler GmbH ist begünstigt 

Für bestimmte ehrenamtliche Tätigkeiten kann die 

Übungsleiterpauschale von 3.000 € pro Jahr bean-

sprucht werden, so dass nur ein darüber hinausgehen-

der Betrag steuer- und sozialabgabenpflichtig ist. Der 

Freibetrag kann zum Beispiel Trainern in Sportverei-

nen, Chorleitern oder Ausbildern bei der freiwilligen 

Feuerwehr gewährt werden. Voraussetzung ist, dass 

die Tätigkeit im Dienst bzw. Auftrag einer öffentlichen 

oder öffentlich-rechtlichen Institution, eines gemeinnüt-

zigen Vereins, einer Kirche oder einer vergleichbaren 

Einrichtung erbracht wird. Die Tätigkeit darf nur im Ne-

benberuf ausgeübt werden. 
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Daneben gibt es die Ehrenamtspauschale von 840 € 

pro Jahr, die sich für jede Art von Tätigkeit bei gemein-

nützigen Vereinen sowie kirchlichen und öffentlichen 

Einrichtungen beanspruchen lässt. Das gilt zum Bei-

spiel für eine Tätigkeit als Vereinsvorstand, Schatz-

meister, Platz- oder Gerätewart. Auch diese Tätigkeit 

darf nur im Nebenberuf ausgeübt werden. 

In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) entschiedenen 

Fall war ein Rechtsanwalt nebenberuflich und ehren-

amtlich als Aufsichtsratsmitglied für eine kommunale 

GmbH tätig. Die GmbH erfüllte kommunale Pflichtauf-

gaben der Trinkwasserversorgung und Abwasserbesei-

tigung. Eine hierfür gezahlte Aufwandsentschädigung 

in Höhe von 620 € wollte der Rechtsanwalt durch die 

Ehrenamtspauschale steuerfrei gestellt haben. 

Das Finanzamt besteuerte die Zahlung als Einkünfte 

aus selbständiger Arbeit. Der BFH hat sich jedoch da-

gegen ausgesprochen und entschieden, dass die Ein-

nahmen durch die Ehrenamtspauschale in voller Höhe 

steuerfrei sind. Die Tätigkeit war nebenberuflich und im 

Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen 

Rechts innerhalb der EU ausgeübt worden. Um die Eh-

renamtspauschale beanspruchen zu können, muss ei-

ne Tätigkeit laut BFH nicht der Förderung gemeinnüt-

ziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke dienen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

STEUERTIPP 

Welche Verbesserungen sich jetzt bei der Vermö-

gensbildung nutzen lassen 

Im Rahmen des Zukunftsfinanzierungsgesetzes wurde 

auf die zunächst beabsichtigte Anhebung des Höchst-

betrags für die Gewährung der Arbeitnehmer-

Sparzulage bei der Überlassung von Vermögensbetei-

ligungen von 400 € jährlich auf 1.200 € jährlich verzich-

tet. Insoweit bleibt es also bei einer höchstmöglichen 

Arbeitnehmer-Sparzulage von 80 € jährlich (20 % von 

400 €). Allerdings wurde die Einkommensgrenze für 

die Gewährung der Arbeitnehmer-Sparzulage bei der 

Überlassung von Vermögensbeteiligungen auf ein zu 

versteuerndes Einkommen von 40.000 € für Ledige 

bzw. 80.000 € bei zusammen veranlagten Ehegatten 

verdoppelt. Diese Erhöhung gilt erstmals für vermö-

genswirksame Leistungen, die nach dem 31.12.2023 

angelegt werden. 

Hinzu kommt gegebenenfalls eine Zulage von 9 % für 

vermögenswirksame Leistungen von maximal 470 €, 

die nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz angelegt 

werden oder die für den Bau, den Erwerb, den Ausbau, 

die Erweiterung oder die Entschuldung eines Wohnge-

bäudes verwendet werden. 

Die beiden Zulagen können erfreulicherweise  

- was nicht allgemein bekannt ist - nebeneinander in 

Anspruch genommen werden. Insgesamt werden also 

vermögenswirksame Leistungen bis 870 € jährlich mit 

der Arbeitnehmer-Sparzulage begünstigt. Diese Förde-

rung gilt auch für Verträge, die vor 1999 abgeschlos-

sen wurden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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